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~ ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

A-1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22 Postlach 534 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 

L i _.J 
0 ...... : 29. AUG,1988 

Ihre Zeichen Unsere Zeichen 

AM-A1V-ZB-1411 

Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die 
Geltungsdauer der §§ 39a und 39b Arbeits­
marktförderungsgesetz bis 31.12.1991 ver-
längert werden soll; Stellungnah~~ __ __ 

Telefon (0222) 653765 

Durchwahl 2294 

• 

Datum 

24.8.1988 

Der Österreichische Arbeiterkammertag übersendet 25 Exemplare seiner Stel­

lungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf zur gefälligen Infor­
mation. 

Der Präsident: Der Kammeramtsdirektor: 
iA 

Beilagen 

Telegramme: Arbkammer Wien· Telex 131690 
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Ö S TE R Fe Eie HIS eHE RAR BEI TE R I< AM M E"R TAG 

r--"-1041 Wien. Prin:::-Eugen-Straßo 20-22 Posttac;h 634 

An das 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wien 

L 

Ihre Zeichen Unsere Zeichen 

Zl. 34 4011 
6-2/88 

A~l-A 1 V IMagDi r IRöl 141 ,. 

BeUell: 

501 65 
Telolon (0222) XöX!X~ Datum 

Durchwehl 2294 2.8.1988 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Geltungsdauer der §§ 39~ 
und 39b Arbeitsmarktförderungsgesetz bis 31.12.1991 verlängert werden 
soll; Stellungnahme 

.. 
Der Österreichische Arbeiterkalilmertag begrüßt es, daß auch in den folgenden 
drei Jahren Budgetmittel für die Realisierung der Beihilfen zur Lösung von 
Beschäftigungsproblemen mit besonderer volkswirtschaftlicher Bedeutung zur 
Verfügung stehen sollen, weil mit diesem Schritt der von den Arbeitnehmer­
vertretungen stets erhobenen Forderung Rechnung "getragen wird, daß die 
Finanzierung der Maßnahmen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik nicht aus­
schließlich Angelegenheit der unselbständig Erwerbstätigen und ihrer Ar­
beitgebe"r sei n kann . 

. Mit Bedauern muß aber festgestellt werden, daß nach wie vor bei der Vergabe 
dieser Beihilfen die Anhörung der Interessenvertretungen im Wege des Beirates 
für Arbe; tsmarktpolitik ausgeschlossen ist. Der Österrei chi sche Arbeiter­
kammertag verlangt daher neuerlich eine entsprechende Änderung des § 3gb 

./. 

Telegrammo: Arbkamme, Wien. Telox 1600 
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" j" Ö$TERREICHISCI-lER ARß[!ITERKAMMERTAG 
i 

Abs 3 Arbeitsmarktförderungsgesetz, die ein diesbeztigliches Mitwirkungs­
recht ei nräumt, da bei allen r1aßnahmen der Arbeitsmarktförderung fundamen­
tale Interessen der Arbeitnehmer berührt werden. 

Der Präsident: Der Kammeramtsdirektor: 
iV, 

Olall 2 
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